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Ein Nutzungskonzept wurde zwischenzeitlich erstellt und unter anderem 
am 15. Dezember beim Regierungspräsidium Darmstadt besprochen. 
Das Nutzungskonzept wird in die Begründung aufgenommen.  
Ein Antrag auf Zielabweichung vom Regionalplan wird gestellt. 
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Es wird auf Ziffer 1 der Abwägung verwiesen. 
Die Anregungen betreffen weitgehend den Bebauungsplan.  
Änderungen für die Flächennutzungsplan-Änderung ergeben sich nicht. 
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Eine detaillierte Alternativenprüfung wird für den Abweichungsantrag 
erstellt.  
Ein Zugriff auf private Dächer, vor allem in der Größenordnung von rund 
9,4 ha, ist nicht möglich. Diese Flächen reichen zur Deckung des 
Energiebedarfs ohnehin nicht aus. Es sind zusätzliche Maßnahmen 
erforderlich. 
Bei den Photovoltaikanlagen auf Dächern handelt es sich auch um ein 
völlig anderes Konzept: Möglichst hohe Energiegewinnung mit hohem 
Eigenverbrauch. 
Auf der geplanten Photovoltaikfläche soll der gesamte Energiegewinn 
ins öffentliche Netz eingespeist und damit der Allgemeinheit zur 
Verfügung gestellt werden. 
Die öffentlichen Gebäude, sofern sie statisch ausreichend bemessen 
sind, wurden bereits mit Modulen der Photovoltaikanlage bestückt. Bei 
Dachsanierungen stadteigener Gebäude wird die Statik verstärkt, sofern 
wirtschaftlich möglich, damit auch derzeit nicht ausreichend bemessene 
Dächer mit Modulen der Photovoltaikanlage bestückt werden können.  
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Es wird auf die Ziffern 1 – 2 verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
Die Anlage A der DIN SPEC ist unter anderem Inhalt des Konzeptes 
und wird daher als Anlage der Begründung des Bebauungsplanes 
beigegeben. 
Der Antrag auf Zielabweichung wird gestellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
In die Planzeichnung wird ein Hinweis auf die Wasserschutzzone 
aufgenommen. Auch wird ein entsprechender Hinweis in die 
Begründung aufgenommen.  
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Im Umweltbericht wird hierauf eingegangen. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen betreffen den Bebauungsplan. 
Für die Flächennutzungsplan-Änderung ergeben sich keine 
Änderungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen betreffen den Bebauungsplan. 
Für die Flächennutzungsplan-Änderung ergeben sich keine 
Änderungen. 
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Die Anregungen betreffen den Bebauungsplan bzw. die Baumaßnahme.  
Für die Flächennutzungsplan-Änderung ergeben sich keine 
Änderungen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hierauf wird im Umweltbericht eingegangen. 
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Die landwirtschaftliche Nutzung soll weiterhin Vorrang haben. 
Ergänzend wird auf die Ziffern 1 und 2 der Abwägung verwiesen. 
 
 
 
In die Begründung werden entsprechende Ausführungen 
aufgenommen. 
 
 
Es wird auf die Ziffern 1, 2, 5 und 13 verwiesen. 
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Es wird auf die Ziffern 1 - 3 der Abwägung verwiesen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Pilotcharakter soll nicht im Vordergrund stehen und muss daher 
nicht nachgewiesen werden. 
Unabhängig von der Bauleitplanung wird versucht, ein Pilotprojekt mit 
der Maßnahme zu realisieren. Der entsprechende Hinweis wird aus der 
Begründung herausgenommen. 
 
In die Begründung wird ein entsprechender Hinweis eingearbeitet. 
 
Das artenschutzrechtliche Fachgutachten liegt zwischenzeitlich vor. 
CEF-Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
Eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung wurde für den 
Bebauungsplan erstellt. Durch die Maßnahme wird ein Überschuss 
erzielt.  
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Die Anregungen betreffen den Bebauungsplan.  
Dessen ungeachtet sind Hecken oder Ähnliches sind nicht vorgesehen, 
damit die Module durch Beschattung oder Laubfall nicht in der Leistung 
gemindert werden. Die genannten § 38 - 41 des Hessischen 
Nachbarrechtsgesetzes sind daher unbeachtlich.  
Auf die übrigen Hinweise kann in den textlichen Festsetzungen des 
Bebauungsplanes nachrichtlich aufmerksam gemacht werden. 
 
Diese Details sollen im städtebaulichen Vertrag, der zwischen Investor 
und der Stadt vor dem Satzungsbeschluss abgeschlossen wird, 
geregelt werden. Ein diesbezüglicher Hinweis wird in die Begründung 
aufgenommen.  
 
Flurstücke sind in der Flächennutzungsplan-Änderung nicht zu 
benennen. Die Anregungen betreffen den Bebauungsplan. Für die 
Flächennutzungsplan-Änderung ergeben sich keine Änderungen.  
 
Es wird auf die vorangegangenen Ziffern der Abwägung verwiesen. 
 
Da es sich um ein Vorranggebiet für die Landwirtschaft handelt, 
welches allerdings wegen des steilen Geländes nur eingeschränkt für 
die Landwirtschaft geeignet ist, wird ein Antrag auf Zielabweichung vom 
Regionalplan gestellt. 
 
 
 
Im bio-ökologischen Kurzgutachten und im artenschutzrechtlichen 
Fachbeitrag, welche zwischenzeitlich vorliegen, werden auch die 
Randflächen berücksichtigt. 
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Es wird auf Ziffer 25 verwiesen. Aus artenschutzrechtlichen Gründen ist 
lediglich eine Bauzeitenregelung zum Schutz von Brutplätzen der 
Goldammer erforderlich. 
Die erforderlichen Maßnahmen werden in den Bebauungsplan 
übernommen. 
 
 
 
 
 
Dies wird im Rahmen der Umweltprüfung beachtet. 
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Die Stellungnahme wurde anonymisiert, siehe Ziffer 3 der Abwägung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen betreffen die Fachplanung. Aus jetziger Sicht ist keine 
zusätzliche Zufahrt erforderlich. 
Die Lagerung von Baustoffen und Geräten erfolgt nicht auf dem 
Straßengrundstück. 
Leitungen sollen nicht in der Straßenparzelle der Bundesstraße verlegt 
werden. 
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Die Module werden parallel zur Bundesstraße aufgeständert aufgestellt. 
Auch liegt das Gelände oberhalb der Bundesstraße sowie sind 
zwischen Bundesstraße und geplanter Photovoltaikanlage teilweise 
Gehölze vorhanden. Eine Blendung des Verkehrs erscheint 
grundsätzlich nicht möglich zu sein.  
 
Die Stellungnahme wird in teilweise öffentlichen Sitzungen abwägend 
behandelt. Sie wurde daher vorsorglich anonymisiert, obwohl dies aus 
Datenschutzgründen nicht erforderlich wäre. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Anregungen betreffen den Bebauungsplan bzw. die Bauausführung. 
Für die Flächennutzungsplan-Änderung sind keine Änderungen 
erforderlich. 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Hinweis ist in den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes 
bereits nachrichtlich enthalten. Dies wurde anscheinend übersehen. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 




